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Begriffsbestimmungen 

§ 2. (1) “Fernsprechentgelte” im Sinne dieses Gesetzes sind jene Entgelte, die ein Konzessionär eines 
öffentlichen Sprachtelefondienstes mittels eines selbst betriebenen festen oder mobilen 
Telekommunikationsnetzes für den Zugang zum öffentlichen Sprachtelefondienst oder für die Erbringung einer 
Verbindungsleistung in Rechnung stellt. Für Zwecke der Umsatzsteuer gilt der Betrag, der auf die 
Zuschussleistung entfällt, nicht als Entgelt. 

(2) “Haushalts-Nettoeinkommen” im Sinne dieses Gesetzes ist die Summe sämtlicher Einkünfte in Geld 
oder Geldeswert nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzüge. Bei der 
Ermittlung des Haushalts-Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferfürsorgerenten, 
Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten nicht anzurechnen. 

(3) Übersteigt das gemäß Abs. 2 ermittelte “Haushalts-Nettoeinkommen” die für eine Zuschussleistung 
maßgebliche Beitragsgrenze, kann der Antragsteller als abzugsfähige Ausgaben geltend machen: 

 1. den Hauptmietzins einschließlich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, wobei eine 
gewährte Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; 

 2. anerkannte außergewöhnliche Belastungen im Sinne der §§ 34 und 35 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 


